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Postulat: Verhältnismässigere Ausgestaltung des Vollzugskonzepts Ge-
schäftsauslagen
Prüfauftrag
Dem Gemeinderat wird folgender Prüfauftrag erteilt:
1. Es sei zu prüfen, wie das Vollzugskonzept Geschäftsauslagen der Stadt Bern unter Berücksich-

tigung von Artikel 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG) verhältnismässiger ausge-
staltet werden kann.

2. Es sei zu prüfen, ob mildere Massnahmen möglich sind, sofern die notwendige Durchgangsbreite 
gewährleistet bleibt.

3. Es sei zu prüfen, ob differenzierte Einzelfalllösungen für kleine Geschäfte in der Berner Altstadt 
vorgesehen werden können.

4. Es sei zu prüfen, wie die wirtschaftlichen Auswirkungen auf das Altstadtgewerbe bei der Umset-
zung des Vollzugskonzepts künftig stärker berücksichtigt werden können.

5. Es sei zu prüfen, wie Barrierefreiheit und eine lebendige Altstadt im Rahmen des Vollzugskon-
zepts besser miteinander vereinbart werden können.

Begründung 
Die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen ist selbstverständlich unbestritten. Artikel 11 
BehiG verlangt jedoch ausdrücklich eine Verhältnismässigkeitsprüfung und damit eine Interessen-
abwägung.
Geschäftsinhaberinnen und Geschäftsinhaber in der unteren Altstadt sprechen von Umsatzeinbus-
sen von rund 10 Prozent infolge der heutigen Umsetzung des Vollzugskonzepts. Gleichzeitig prägen 
kleine, inhabergeführte Geschäfte wesentlich die Aufenthaltsqualität und Attraktivität der Berner Alt-
stadt.
Ziel des Postulats ist nicht die Infragestellung der Barrierefreiheit, sondern die Prüfung verhältnis-
mässiger und praxistauglicher Lösungen. Barrierefreiheit und eine lebendige Altstadt dürfen kein Wi-
derspruch sein.


